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Einleitung

Die Europäisierung des Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrechts
schreitet immer weiter voran. Im Verlauf der letzten 20 Jahre hat die EU eine
Vielzahl von Verordnungen in diesen Rechtsgebieten erlassen.1 In Bezug auf
das internationale Verfahrensrecht enthielten die von der EU erlassenen äl-
teren Verordnungen, wie die Brüssel Ia-VO2 oder Brüssel IIa-VO3, keine ab-
schließende Regelung der internationalen Zuständigkeit. Es verblieb stets ein
kleiner Anwendungsraum für nationale Zuständigkeitsregelungen. Diesen
Rekurs auf nationales Zuständigkeitsrecht sehen diese Verordnungen aus-
drücklich in Art. 6 Abs. 1 Brüssel Ia-VO und Art. 7 Abs. 1 Brüssel IIa-VO
unter der Voraussetzung vor, dass der Beklagte keinen Wohnsitz im Hoheits-
gebiet eines Mitgliedstaates hat. In jüngster Zeit hat der europäische Norm-
setzer aber einen neuen universelleren Ansatz der Regelung der internati-
onalen Zuständigkeit der mitgliedstaatlichen Gerichte verfolgt: Zum einen
sind die Zuständigkeitsbestimmungen der EuUntVO4, der EuErbVO,5 der
EuGüVO6 und der EuPartVO7 universell anwendbar, sodass die Zuständig-

1 Vgl. Becker, in: Recht in Europa, 25 ff.
2 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.

Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Neufassung), ABl. 2012 L 351, 1.

3 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 1347/2000, ABl. 2003 L 338, 1.

4 Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18.12.2008 über die Zuständigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (EuUntVO), ABl. 2009 Nr. L 7, 1.

5 Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des europäischen Parlaments und des Rates vom
4.7.2012 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkun-
den in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses (Eu-
ErbVO), ABl. 2012 Nr. L 201, 107.

6 Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates vom 24.6.2016 zur Durchführung einer Ver-
stärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und
der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güter-
stands, ABl. 2016 Nr. L183, 1.

7 Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung der Ver-
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2 Einleitung

keitsvorschriften dieser Verordnungen auch im Verhältnis zu Drittstaaten
zum Tragen kommen.8 Zum anderen, und weitaus gewichtiger, regeln diese
Verordnungen die internationale Zuständigkeit der mitgliedstaatlichen Ge-
richte abschließend. Sehen diese Verordnungen aufgrund eines starken Be-
zuges zu einem Drittstaat keine Zuständigkeit eines europäischen Mitglied-
staates vor, so soll sich grundsätzlich kein mitgliedstaatliches Gericht für
zuständig erklären. Ein Rückgriff auf nationales Zuständigkeitsrecht im An-
wendungsbereich dieser Verordnungen ist daher nicht mehr möglich.9 Nati-
onale Zuständigkeitsbestimmungen der Mitgliedstaaten werden im Anwen-
dungsbereich dieser neueren Verordnungen beinahe vollständig verdrängt.10

Diese abschließende Regelung der internationalen Zuständigkeiten soll stets
eine eindeutige und einheitliche Verteilung der internationalen Zuständig-
keiten im europäischen Justizraum gewährleisten.11

A. Ausgangspunkt: Vermeidung von Rechtsverweigerung
als einziger Zweck des forum necessitatis

Dieser Grundsatz der Unzuständigkeit in Fällen, in denen kein ordentlicher
oder subsidiärer Gerichtsstand in einem Mitgliedstaat besteht, greift jedoch
nicht ausnahmslos. Alle hier interessierenden Verordnungen enthalten
Regelungen für eine Notzuständigkeit eines mitgliedstaatlichen Gerichtes
(Art. 7 EuUntVO, Art. 11 EuErbVO, Art. 11 EuGüVO und Art. 11 EuPart-
VO).12 Die abschließende Regelung der Gründe der internationalen Zustän-

stärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und
der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen güterrechtlicher Wir-
kungen eingetragener Partnerschaften, ABl. 2016 Nr. L183, 30.

8 Vgl. nur Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Vorbem. zu Art. 3 EG-UntVO Rn. 2.
9 Erwägungsgrund 15 EuUntVO; Erwägungsgrund 30 EuErbVO; Erwägungsgrund 40

EuGüVO; Erwägungsgrund 39 EuPartVO; vgl. auch Andrae, in: Rauscher, EuZPR/Eu-
IPR, Einl. EG-UntVO Rn. 23, Vorbem. zu Art. 3 EG-UntVO Rn. 5; Dutta, in: MüKo
BGB, Vorbemerkungen zu Art. 4 EuErbVO Rn. 26; Hertel, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR,
Einleitung EuErbVO Rn. 29; Hau, FS Kaissis, 359; Mayer, in: MüKo FamFG, Art. 11
EuGüVO Rn. 1.

10 Schack, IZVR, Rn. 434; Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Einl. EG-UntVO
Rn. 23, Vorbem. zu Art. 3 EG-UntVO Rn. 2. Nach Art. 14 EuUntVO, Art. 19 EuErbVO,
Art. 19 EuGüVO und Art. 19 EuPartVO bleibt ein Rückgriff auf nationales Zuständig-
keitsrecht in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes möglich.

11 Erwägungsgrund 15 EuUntVO; Erwägungsgrund 30 EuErbVO; Erwägungsgrund 40
EuGüVO; Erwägungsgrund 39 EuPartVO.

12 Diese Eröffnen eine Zuständigkeit in einem Mitgliedstaat, wenn ein Verfahren in
einem Drittstaat unmöglich oder unzumutbar ist und die Sache einen ausreichenden Bezug
zu dem Mitgliedstaat aufweist.
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digkeit darf nicht dazu führen, dass der Kläger rechtsschutzlos gestellt wird.
Ist dies der Fall, droht dem Kläger eine Rechtsverweigerung im internati-
onalen Privatrechtsverkehr – auch déni de justice oder Justizverweigerung
genannt. Um einer solchen zu begegnen, muss sich aber unmittelbar aus den
Verordnungen selbst die Möglichkeit einer außerordentlichen Zuständigkeit
ergeben, weil der Rückgriff auf nationale Zuständigkeitsgründe nicht mög-
lich ist.13 Ausweislich der Erwägungsgründe sollen diese Notzuständigkeiten
daher insbesondere „Fälle[n] drohender Rechtsverweigerung“ begegnen.14

Die europäische Notzuständigkeit schützt demnach den klägerischen An-
spruch auf Justizgewährung, dem sämtliche Mitgliedstaaten nach Art. 6
Abs. 1 EMRK15 und Art. 47 Abs. 2 EuGRCh16 verpflichtet sind.17 Dies ist
Sinn und Zweck der Regelungen zur europäischen Notzuständigkeit.18

Einen über diesen Zweck hinausgehenden Anwendungsbereich für die
Notzuständigkeit gibt es nicht. Die europäische Notzuständigkeit ist aus-
weislich der Erwägungsgründe und des Wortlautes der Vorschriften eine Aus-

13 Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 7 EG-UntVO Rn. 1; Dutta, in: MüKo
BGB, Art. 11 EuErbVO Rn. 3; Fucik, in: Fasching/Konecny, Art. 7 EuUVO Rn. 1; Mayer,
in: MüKo FamFG, Art. 11 EuGüVO Rn. 1 ff.; Nagel/Gottwald, Internationales Zivilpro-
zessrecht, § 3 Rn. 496; Panopoulos, in: Pamboukis, ESR Commentary, Art. 11 ESR Rn. 6;
Schmidt, in: BeckOGK, Stand 1.5.2020, Art. 11 EuErbVO Rn. 3; Schütze, Deutsches und
europäisches internationales Zivilprozessrecht, Rn. 128; Wall, in: Geimer/Schütze, Int.
Rechtsverkehr, Art. 11 EuErbVO Rn. 4; Wurmnest, in: BeckOGK, Stand 1.11.2019, Art. 7
EuUntVO Rn. 2 ff.

14 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 16 EuUntVO; Erwägungsgrund 31 EuErbVO; Erwä-
gungsgrund Nr. 41 EuGüVO und Erwägungsgrund Nr. 40 EuPartVO.

15 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2010, BGBl. II 2010, 1198.

16 Charta der Grundrechte der Europäische Union, ABl. 2012 Nr. C 326, 391.
17 Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 7 EG-UntVO Rn. 1; Bidell, Die Erstre-

ckung der Zuständigkeiten der EuGVO auf Drittstaatensacherhalte, 168 ff. und 176 ff.;
Dutta, in: MüKo BGB, Art. 11 EuErbVO Rn. 1; Fucik, in: Fasching/Konecny, Art. 7 Eu-
UVO Rn. 1; Grolimund, Drittstaatenproblematik des europäischen Zivilverfahrensrechts,
Rn. 696 ff.; Hausmann, Internationales und Europäisches Familienrecht, Teil C Rn. 197;
Mayer, in: MüKo FamFG, Art. 11 EuGüVO Rn. 1 f.; Schütze, FS Rechberger, 567, 573;
Wall, in: Geimer/Schütze, Int. Rechtsverkehr, Art. 11 EuErbVO Rn. 4; Wurmnest, in: Be-
ckOGK, Stand 1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 2 ff.; in Bezug auf Art. 6 EMRK: Kro-
pholler, in: Handbuch des IZVR I, Kap. III Rn. 57; Matscher, öZÖR 31 (1980), 1, 19;
Milleker, Der negative internationale Kompetenzkonflikt, 69. Ähnlich EGMR (Große
Kammer), 15. 3. 2018 – Nr. 51357/07 (Nait-Liman/Schweiz) ECLI:CE:ECHR:2018:0315
JUD005135707 Rn. 115 und 216.

18 Statt aller Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 7 EG-UntVO Rn. 1; Dutta, in:
MüKo BGB, Art. 11 EuErbVO Rn. 1; Fucik, in: Fasching/Konecny, Art. 7 EuUVO Rn. 1;
Mayer, in: MüKo FamFG, Art. 11 EuGüVO Rn. 1 f.; Panopoulos, in: Pamboukis, ESR
Commentary, Art. 11 ESR Rn. 6; Wall, in: Geimer/Schütze, Int. Rechtsverkehr, Art. 11
EuErbVO Rn. 4; Wurmnest, in: BeckOGK, Stand 1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 2 ff.
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nahmezuständigkeit.19 Die abschließende Zuständigkeitsverteilung der Ver-
ordnungen darf nicht durch eine zu weitreichende Anwendung der Notzu-
ständigkeit unterlaufen werden. Denn mit der Notzuständigkeit wird ein
weiterer, oftmals nur schwer vorhersehbarer Gerichtsstand geschaffen, der
geeignet ist, die Gerichtspflichtigkeit des Beklagten in streitigen Verfahren
massiv zu erweitern. Diese Unvorhersehbarkeit eines möglichen Gerichts-
standes im Ausland widerspricht dem Zweck des europäischen Zuständig-
keitsrechts, im Interesse der Rechtssicherheit klare Zuständigkeiten zu
schaffen. Aus diesem Grund darf die Notzuständigkeit nur in absoluten Aus-
nahmefällen in die von den Verordnungen vorgenommene Zuständigkeits-
verteilung eingreifen und eine ansonsten nicht bestehende Zuständigkeit ei-
nes mitgliedstaatlichen Gerichts begründen. Als schwerster Eingriff in die
Rechte des Klägers begründet nur die drohende Rechtsverweigerung im in-
ternationalen Privatrechtsverkehr einen solchen Ausnahmefall.20

Anlass zu einer europäischen Notzuständigkeit besteht folglich nur, aber
stets dann, wenn die Ablehnung der Notzuständigkeit den Kläger einer
Rechtsverweigerung aussetzen würde.21 Es ist somit das Konzept der Rechts-
verweigerung, das die Reichweite der europäischen Notzuständigkeit defi-
niert.

B. Ziel der Untersuchung

Um in jedem Einzelfall zu verhindern, dass dem Kläger im internationalen
Rechtsverkehr eine Rechtsverweigerung widerfährt, verwenden die hier un-
tersuchten Verordnungen im Rahmen der Notzuständigkeiten unbestimmte
Rechtsbegriffe.22 Die Vorschriften der Art. 7 EuUntVO, Art. 11 EuErbVO,
Art. 11 EuGüVO und Art. 11 EuPartVO fordern nach dem weitestgehend
übereinstimmenden Wortlaut für die Eröffnung der Notzuständigkeit in ei-
nem Mitgliedstaat, dass: (1.) kein Gericht eines Mitgliedstaates für den
Rechtsstreit nach Maßgabe der jeweiligen Verordnungen international zu-
ständig ist, (2.) ein Verfahren in dem Drittstaat, zu dem der Rechtsstreit einen
engen Bezug aufweist, unmöglich oder unzumutbar ist und (3.) ein ausrei-
chender Bezug zwischen dem Rechtsstreit und dem Mitgliedstaat des ange-
rufenen Gerichtes besteht.

19 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 16 EuUntVO; Erwägungsgrund 31 EuErbVO; Erwä-
gungsgrund Nr. 41 EuGüterVO und Erwägungsgrund Nr. 40 EuPartVO.

20 So auch Panopoulos, in: Pamboukis, ESR Commentary, Art. 11 ESR Rn. 6.
21 Vgl. zu Art. 3 IPRG Berti/Droese, in: Basler Kommentar IPRG, Art. 3 Rn. 7.
22 Mayer, in: MüKo FamFG, Art. 11 EuGüVO Rn. 1.
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Die Verwendung solcher unbestimmten Rechtsbegriffe im Zuständigkeits-
recht birgt jedoch mehrere Gefahren in sich: Einerseits ist es möglich, dass
langwierige Streitigkeiten über die internationale Zuständigkeit des angeru-
fenen Gerichts entstehen.23 Andererseits darf nicht leichtfertig von der Un-
möglichkeit oder Unzumutbarkeit eines Verfahrens im Drittstaat ausgegan-
gen werden, da ansonsten dem Kläger ein weiterer Gerichtsstand zur Ver-
fügung gestellt werden würde, der die Gerichtspflichtigkeit des Beklagten
unvorhersehbar erweitern würde. Beide Probleme widersprechen dem eigent-
lichen Ziel des europäischen IZVR, möglichst klare und für die Verfahrens-
beteiligten im Vorfeld vorhersehbare internationale Zuständigkeiten zu
schaffen.24

Es ist daher dringend notwendig, diese unbestimmten Rechtsbegriffe zu
konkretisieren. Ziel dieser Untersuchung ist es die von den Verordnungen
verwendeten Systembegriffe mit Inhalt zu füllen und mögliche Anwendungs-
fälle einer europäischen Notzuständigkeit aufzuzeigen. Dabei geht es vor
allem um die Frage, wann aufgrund einer dem Kläger im internationalen
Privatrechtsverkehr drohenden Rechtsverweigerung eine außerordentliche
Zuständigkeit eines mitgliedstaatlichen Gerichtes eröffnet werden muss. Um
die rechtsaktübergreifende Stimmigkeit des europäischen Rechts zu gewähr-
leisten, ist es sinnvoll, diese verschiedenen Notzuständigkeiten rechtsakt-
übergreifend einheitlich auszulegen.25 Deshalb werden die verschiedenen
Notzuständigkeiten im Rahmen dieser Arbeit gemeinschaftlich behandelt.

C. Methodik der Untersuchung

Die aufgeworfenen Fragen zu beantworten, fällt jedoch nicht leicht. Es gibt
auf europäischer Ebene keine Erfahrung mit der Notzuständigkeit, da mit
Art. 7 EuUntVO erstmals eine solche Zuständigkeit eingeführt worden ist.26

Anders ist das jedoch auf nationaler Ebene: Verschiedene EU-Staaten sowie
Drittstaaten haben in ihren Rechtsordnungen Notzuständigkeiten verankert
oder die Gerichte haben auf Grundlage allgemeiner Prinzipien außerordent-
lich Rechtsschutz gewährt. In diesen Rechtsordnungen gibt es mehr oder
weniger stark ausgeprägte Erkenntnisse in Literatur und Rechtsprechung

23 Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, RabelsZ 74
(2010), 522, 584; Schmidt, in: BeckOGK, Stand 1.5.2020, Art. 11 EuErbVO Rn. 4.

24 EuGH, 15.3.2012 – C-292/10 (G/Cornelius de Visser), ECLI:EU:C:2012:142 Rn. 39;
Wall, ZErb 2014, 272, 273 m.w.N. Vgl. auch Breuleux, Internationale Zuständigkeit und
anwendbares Recht, 84.

25 Hau, FS Kaissis, 355, 359; auch: Gitschthaler, in: Deixler-Hübner/Schauer, Art. 11
EuErbVO Rn. 2; Wurmnest, in: BeckOGK, Stand 1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 8.

26 Wurmnest, in: BeckOGK, Stand 1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 7.
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darüber, wann einem Kläger Rechtsverweigerung zu widerfahren droht und
ob und welche Bezüge zum Forumstaat notwendig sind, um eine außeror-
dentliche Zuständigkeit des Forums zu begründen. Diese Erkenntnisse der
nationalen Rechtsordnungen sollen für die Auslegung der europäischen Not-
zuständigkeiten fruchtbar gemacht werden.

I. Berücksichtigung rechtsvergleichender Erwägungen im
autonomen Auslegungsprozess

Die Einbeziehung rechtsvergleichender Erwägungen in den autonomen Aus-
legungsprozess ist jedoch nicht unproblematisch. Grundsätzlich sind die Tat-
bestandsmerkmale der Notzuständigkeit europäisch-autonom auszulegen
und zu bestimmen, um die Rechtssicherheit und Einheitlichkeit der Anwen-
dung der Vorschriften zu garantieren.27 Die Auslegung von Normen und
Begriffen des autonomen Europarechts durch rechtsvergleichende Erwägun-
gen darf nicht dazu führen, dass dem Europarecht fremde Wertungen und
Prinzipien importiert werden.28 Der Zweck der Verordnungen darf durch eine
solche Interpretation der Vorschriften nicht geändert werden. Dies kann
nicht Ziel der Auslegung sein und steht allein dem Normgeber zu.29 Es ist
daher stets darauf zu achten, ob eine bestimmte nationale Auslegung gerade
ein Prinzip oder eine Wertung widerspiegelt, die dem europäischen Recht
nicht oder so nicht geläufig ist.

Gleichwohl können rechtsvergleichende Erwägungen einen Beitrag zur
autonomen Auslegung europäischer Rechtsbegriffe leisten.30 So ist es mög-
lich aus der Untersuchung verschiedener nationaler Rechtsordnungen einen
weiteren Erkenntnisgewinn zu erzielen, etwa um verschiedene mögliche Aus-

27 Statt aller: EuGH, 18.10.2011 – C-34/10 (Oliver Brüstle/Greenpeace e.V.),
ECLI:EU:C:2011:669 Rn. 25; Andrae, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 7 EG-UntVO
Rn. 5; Dutta, in: MüKo BGB, Vorbemerkungen zu Art. 1 EuErbVO Rn. 11; Nagel/Gott-
wald, Internationales Zivilprozessrecht, § 3 Rn. 14; Wurmnest, in: BeckOGK, Stand
1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 8.

28 Grundmann/Riesenhuber, JuS 2001, 529, 533.
29 Grundmann/Riesenhuber, JuS 2001, 529, 533.
30 Vgl. etwa EuGH, 19.5.1982 – Rs. 155/79(AM & S Europe Limited/Kommission der

Europäischen Gemeinschaften) ECLI:EU:C:1982:157 Rn. 18 ff.; Schack, IZVR, Rn. 99;
Nagel/Gottwald, Internationales Zivilprozessrecht, § 3 Rn. 14; Andrae, in: Rauscher,
EuZPR/EuIPR, Einl. EG-UntVO Rn. 43; v. Hein, in: MüKo BGB, Art. 3 EGBGB
Rn. 174. Der erweiterte Erkenntnisgewinn aus einem Rechtsvergleich der mitgliedstaatli-
chen Rechtsordnungen ist vor allem bei privatrechtlichen Verordnungen von Relevanz, da
diese nicht nur dem Zweck der Harmonisierung der Regelungen des Binnenmarktes die-
nen, sondern darüber hinaus weitere Regelungsziele im Sinne einer privatrechtlichen Pro-
blemlösung verfolgen, vgl. Schwartze, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 4
Rn. 26.
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legungsvarianten hervorzuheben oder wenn die Auslegung ansonsten zu
keinem klaren Ergebnis führt.31 Hilfreich kann dies etwa sein, wenn unbe-
stimmte Rechtsbegriffe ausgelegt werden sollen, die auch in mitgliedstaatli-
chen Rechtsordnungen verwendet werden. So können die bereits bestehen-
den Gemeinsamkeiten des mitgliedstaatlichen Rechts berücksichtigt wer-
den.32 Die gemeinsame Bedeutung eines unbestimmten Rechtsbegriffes kann
somit Inspiration und Ausgangspunkt der autonomen Begriffsbestimmung
sein.33 Ein gemeinsames Verständnis der mitgliedstaatlichen Rechtsordnun-
gen von Rechtsverweigerung ist daher für das Verständnis der Regelungen
der europäischen Notzuständigkeiten von großem Interesse.

Zudem kann auch der Vergleich mit nicht-mitgliedstaatlichen Rechtsord-
nungen einen erweiterten Erkenntnisgewinn ermöglichen. Dieser ist vor al-
lem dann interessant, wenn die Rechtsordnung eines Drittstaates bereits seit
längerem praktische Erfahrung mit der untersuchten Regelung gemacht
hat.34 Auch über Ausführungen in Literatur und Rechtsprechung einer sol-
chen Rechtsordnung können daher mögliche Auslegungsmöglichkeiten er-
gründet werden. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Regelung des
Drittstaates der unionsrechtlichen Regelung als Vorbild diente.

Zusammengefasst bedeutet dies, dass die Tatbestandsvoraussetzungen der
europäischen Notzuständigkeit primär unionsrechtlich-autonom ausgelegt
werden müssen. Sofern sich jedoch nichts Anderes – insbesondere kein Ver-
bot – aus dem Unionsrecht ergibt, können und werden rechtsvergleichende
Erkenntnisse aus den untersuchten Rechtsordnungen als Ausgangspunkt
herangezogen. Hierdurch kann ein Grundverständnis für das europäische
forum necessitatis erarbeitet werden, das gleichzeitig die Besonderheiten des
Unionsrechts bei der Auslegung berücksichtigt.

II. Auswahl der Länder für den Rechtsvergleich

Nachdem die Möglichkeit der Berücksichtigung rechtsvergleichender Er-
wägungen bei der Auslegung der hier interessierenden Vorschriften zu den
europäischen Notzuständigkeiten erörtert wurde, muss als nächstes die Aus-
wahl der zu untersuchenden Rechtsordnungen begründet werden. Unter-
sucht werden als mitgliedstaatliche Rechtsordnungen das deutsche, franzö-
sische und österreichische Recht. Sowohl das deutsche als auch französische

31 Basedow, in: Rechtsgeschichte und Privatrechtsdogmatik, 79, 96; Grundmann/Rie-
senhuber, JuS 2001, 529, 533; Lenaerts, ICLQ 52 (2003), 873, 896.

32 So etwa in EuGH, 19.5.1982 – Rs. 155/79 (AM & S Europe Limited/Kommission der
Europäischen Gemeinschaften) ECLI:EU:C:1982:157 Rn. 18 ff.; Martiny, RabelsZ 45
(1981), 427, 442.

33 Martiny, RabelsZ 45 (1981), 427, 442; vgl. auch: Lenaerts, ICLQ 52 (2003), 873, 897.
34 Martens, Methodenlehre des Unionsrechts, 497 m.w.N.
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Recht kennen keine gesetzlich normierte Notzuständigkeit. Gleichwohl er-
öffnen diese Rechtsordnungen außerordentliche Zuständigkeiten, um eine
dem Kläger drohende Rechtsverweigerung zu verhindern. Weil diese beiden
Rechtsordnungen wichtige Rechtskreise im Rahmen der europäischen
Union repräsentieren, ist deren nationale Rechtstradition für die Bildung
eines einheitlichen Konzepts von Rechtsverweigerung auf europäischer
Ebene von großer Bedeutung.

Die Untersuchung der österreichischen Rechtsordnung bietet sich in ers-
ter Linie deshalb an, weil es dort eine gesetzliche Regelung des forum neces-
sitatis in § 28 I Nr. 2 JN gibt.35 Aus der österreichischen Rechtstradition im
Umgang mit dieser geschriebenen Notzuständigkeit können möglicherweise
Anhaltspunkte für das europäische Verständnis gezogen werden.

Zuletzt soll auch das schweizerische Recht in der vergleichenden Analyse
berücksichtigt werden. Auch wenn es sich bei der Schweiz nicht um einen
Mitgliedstaat der EU handelt, können die in der Schweiz gewonnenen Er-
kenntnisse zum Umgang mit der Notzuständigkeit zur Vermeidung einer
drohenden Rechtsverweigerung fruchtbar gemacht werden. So liegt die Ver-
mutung nahe, dass die eidgenössische Notzuständigkeit des Art. 3 IPRG36

dem europäischen Normsetzer als Vorbild diente.37 Dies zeigt sich bereits
daran, dass die Tatbestandsmerkmale der europäischen Notzuständigkeiten
weitestgehend mit denen des Art. 3 IPRG übereinstimmen:38 Nach beiden
Regelungskomplexen zum forum necessitatis setzt die Eröffnung einer Not-
zuständigkeit voraus, dass die Rechtsverfolgung im (drittstaatlichen) Aus-
land unmöglich oder unzumutbar ist und dass ein ausreichender Bezug zum
Forumstaat gegeben ist. Verhindern sollen diese Notzuständigkeiten stets,
dass dem Kläger tatsächlich Rechtsverweigerung widerfährt.39 Diese wahr-
scheinliche Vorbildfunktion der schweizerischen Regelung rechtfertigt eine
genauere Untersuchung dieser Regelung, um etwaige Rückschlüsse für die
europäische Notzuständigkeit zu gewinnen.

35 Gesetz vom 1. August 1895, über die Ausübung der Gerichtsbarkeit und die Zustän-
digkeit der ordentlichen Gerichte in bürgerlichen Rechtssachen (Jurisdictionsnorm),
RGBl. Nr. 111/1895, 333 ff., zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2015.

36 Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht vom 18.12.1987 (IPRG, SR 291),
BBl 1988 I, 5 ff.; AS 1988, 1776.

37 Bremner, King’s Student Law Review 2 (2010), 5, 14; Wurmnest, in: BeckOGK, Stand
1.11.2019, Art. 7 EuUntVO Rn. 6.

38 Art. 3 IPRG lautet: Sieht dieses Gesetz keine Zuständigkeit in der Schweiz vor und ist
ein Verfahren im Ausland nicht möglich oder unzumutbar, so sind die schweizerischen
Gerichte oder Behörden am Ort zuständig, mit dem der Sachverhalt einen genügenden
Zusammenhang aufweist.

39 Für die Schweiz siehe Teil 1 D.
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D. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes

Die Untersuchung fokussiert sich auf die Frage, unter welchen Vorausset-
zungen eine europäische Notzuständigkeit erforderlich ist und ob deren Er-
öffnung im richterlichen Ermessen steht. Nicht behandelt wird hingegen die
Frage, ob aufgrund einer drohenden Rechtsverweigerung die fehlende (völ-
kerrechtliche) Gerichtsbarkeit des angerufenen Staates überbrückt werden
kann. Denn bei diesen Fällen geht es gerade nicht um die Gewährung einer
sonst nicht bestehenden Zuständigkeit im Forumstaat, sondern um die
Frage, ob die völkerrechtliche Immunität des Beklagten ausnahmsweise
nicht zu beachten ist.40

Auch wird im Rahmen dieser Arbeit nicht das aus dem allgemeinen Völ-
kerrecht herrührende Verbot der Rechts- und Justizverweigerung themati-
siert. Dieses völkerrechtliche Verständnis von Rechtsverweigerung umfasst
lediglich das Verbot, Ausländer willkürlich zu diskriminieren und dabei den
justiziellen Mindeststandard zu unterschreiten.41 Das hier interessierende
Verständnis von Rechtsverweigerung im internationalen Privatrechtsverkehr
ist weiter und muss vom völkerrechtlichen Verständnis abgegrenzt werden.
Die Rechtsverweigerung im internationalen Privatrechtsverkehr leitet sich
aus der Justizgewährungspflicht des Art. 6 Abs. 1 EMRK ab. Sie setzt keine
Diskriminierung des Klägers voraus, sondern liegt vor, wenn der Kläger
andernfalls rechtsschutzlos gestellt ist.42 In der Folge sind die Vertragsstaaten
der EMRK verpflichtet, eine außerordentliche Zuständigkeit zu eröffnen.
Für die Untersuchung der europäischen Notzuständigkeiten kommt es daher
maßgeblich auf das Verständnis der Rechtsverweigerung im internationalen
Rechtsverkehr an. Nur dieses ist daher Grundlage der vorliegenden Unter-
suchung.

Zuletzt ist darauf hinzuweisen, dass diese Arbeit weitere problematische
Aspekte der hier interessierenden Verordnungen nur insoweit behandelt, als
dies für die Ausführungen über das eigentliche Thema der Arbeit notwendig
ist. Weitere und tiefere Ausführungen über solche Aspekte enthält die Arbeit
nicht. So werden etwa Fragen der Beweislastverteilung und der Anforderun-
gen an Gerichtsstandsvereinbarungen nicht vertieft dargestellt.

40 Vgl. für einen solchen Fall die Entscheidung Cass. Civ. I., 1.1.2005, JDI (Clunet)
2005, 1142 mit Anmerkung Corbion, JDI (Clunet) 2005, 1143, 1163 ff.

41 Geimer, Internationales Zivilprozessrecht, Rn. 1909 ff.; Heldrich, Internationale Zu-
ständigkeit und anwendbares Recht, 146; Kropholler, in: Handbuch des IZVR I, Kap. III
Rn. 43; Milleker, Der negative internationale Kompetenzkonflikt, 61 und 68 jeweils
m.w.N.

42 Milleker, Der negative internationale Kompetenzkonflikt, 68. In diesen Fällen be-
steht aus Sicht des allgemeinen Völkerrechts schon gar keine Rechtsverweigerung. Vgl.
auch Kropholler, in: Handbuch des IZVR I, Kap. III Rn. 187.
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E. Gang der Darstellung

In einem ersten Teil werden die deutsche, französische, österreichische und
schweizerische Rechtsordnung dahingehend untersucht, ob sie außerordent-
liche Zuständigkeiten zur Vermeidung einer drohenden Rechtsverweigerung
gewähren, in welchen Fällen sie von einer drohenden Rechtsverweigerung
ausgehen, welche ausländische Staaten sie bei der Prüfung der Störung der
Rechtsverfolgung im Ausland berücksichtigen und ob und welche Arten von
Forumsbezügen diese Rechtsordnungen für eine Notzuständigkeit voraus-
setzen. Vor allem über den Begriff der Rechtsverweigerung im internationa-
len Privatrechtsverkehr und das Prinzip des Forumsbezugs sollen in einer
ersten Zwischenanalyse Grundzüge für ein europäisches Begriffsverständnis
entwickelt werden.

Anschließend soll in einem zweiten Teil behandelt werden, welche der auf
Grundlage der rechtsvergleichenden Umschau gefundenen Erkenntnisse
auch im Rahmen der europäischen Notzuständigkeiten von Interesse sein
können. Da die Notzuständigkeit der Vermeidung einer drohenden Rechts-
verweigerung im internationalen Privatrechtsverkehr dient, soll vor allem ein
europäisches Verständnis des Begriffs der Rechtsverweigerung erarbeitet
werden. Vor diesem Hintergrund sollen die Voraussetzungen der Tatbe-
standsmerkmale der „Unmöglichkeit“ und „Unzumutbarkeit“ definiert wer-
den und mögliche Fallgruppen gebildet werden. Zudem soll erörtert werden,
wonach die Drittstaaten zu bestimmen sind, in denen die Rechtsverfolgung
gestört sein muss. Ebenfalls soll auf die möglichen und maßgeblichen Fo-
rumsbezüge eingegangen werden. Darüber hinaus sollen auch weitere Pro-
bleme der europäischen Notzuständigkeiten thematisiert werden, soweit
diese für das Verständnis des europäischen forum necessitatis erforderlich
sind.
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